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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 9 Ausgegeben Danzig, den 3. Februar 1938 
Tag Inhalt: Seite 
1. 2. 1938 Verordnung zur Aenderung des Bewertungsgeſetzes und Verlängerung des laufenden Haupt⸗ 
feſtſtellungszeitraums bei der Einheit sbewertün gg 8 41 
1. 2. 1938 Verordnung betr. Einführung eines neuen Grundvermögenſteuergeſezes 42 
18 Verordnung 


zur Anderung des Bewertungsgeſetzes und Verlängerung des laufenden Hauptfeſt⸗ 
ſtellungszeitraums bei der Einheitsbewertung. 


Vom 1. Februar 1938. 


Artikel I 


Auf Grund des § 1 Ziff. 57 in Verbindung mit. § 2 Buchſt. a des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer diefes 
Geſetzes verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes verordnet: 


i 8 1 
Das Bewertungsgeſetz vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 887) in der z. Zt. geltenden Faſſung 
wird wie folgt geändert: 
1. Im § 18 Abſ. 2 Satz 2 werden die Worte „als Teilwerte im Sinne des § 6 Ziff. 6 des 
Einkommenſteuergeſetzes ſowie“ geſtrichen. 
2. In den $$ 37 Abſ. 1 Ziff. 1 und 43 Abſ. 2 wird das Wort „Neufeſtſtellungen“ durch das 
Wort „Fortſchreibungen“ erſetzt. 
3. Im 8 70 Ziff. 1 werden die Worte geſtrichen „als erſter Hauptfeſtſtellungszeitraum die Zeit 
vom 1. Januar 1935 bis 31. Dezember 1937". 
§ 2 
Dieſer Artikel tritt mit feiner Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß die Vorſchrift des 
§ 18 Abſ. 2 Satz 2 des Bewertungsgeſetzes letztmalig bei der Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer⸗ 
veranlagung für 1936 Anwendung findet. 5 
Artikel II 
Auf Grund des § 21 Wj. 1 Satz 2 und des § 50 Abſ. 1 des Bewertungsgeſetzes vom 27. Dee 
zember 1934 (G. Bl. S. 887) in der z. Zt. geltenden Faſſung wird folgendes verordnet: 
5 8 1 i 
Auf den 31. Dezember 1937 findet feine Hauptfeſtſtellung von Einheitswerten nach § 21 des 
Bewertungsgeſetzes ſtatt. Die Beſtimmung des nächſten Hauptfeſtſtellungszeitpunktes bleibt vorbehalten. 
+ § 2 
Die Verordnung betr. den Erlaß von Richtlinien gemäß 8 22 der Verordnung über die Erhebung 
einer Grundvermögenſteuer vom 3. Dezember 1934 (G. Bl. S. 761) wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 1 werden die Worte „für den Hauptfeſtſtellungszeitraum 1935 bis 1937“ erſetzt durch 
die Worte: a 
„für den erſten Hauptfeſtſtellungszeitraum“. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 2. 1938.) 
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2. Die Beſtimmung des Abſchnitts B Ziff. 3 der Bewertungsrichtlinien wird geſtrichen. 
§ 3 
Dieſer Artikel tritt rit ſeiner Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß die Beſtimmung des 
Abſchnitts B Ziff. 3 der Bewertungsrichtlinien vom 3. Dezember 1934 letztmalig auf Fortſchreibungen 
und Nachfeſtſtellungen auf den 31. Dezember 1936 Anwendung findet und daß für Grundſtücke, die 
auf Grund dieſer Beſtimmung bewertet worden ſind, unter den Vorausſetzungen des § 22 des Be- 


wertungsgeſetzes eine Wertfortſchreibung auf den 31. Dezember 1937 oder einen ſpäteren Feſtſtel⸗ 
lungszeitpunkt beantragt werden kann. 


Danzig, den 1. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 662! Sdh. 5 Greiſer Dr. Hoppenrath 


18. | Verordnung 
betr. Einführung eines neuen Grund vermögenſteuergeſetzes. 
Š : Vom 1. Februar 1938. 
Gemäß $ 1 Ziff. 53 m und § 2b und dl des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 


vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden Ge⸗ 
ſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


: Artikel I 
Es wird folgendes Grundvermögenſteuergeſetz erlaſſen: 


Grundvermögenſtenergeſetz 
Abſchnitt I 
Steuerpflicht 
. 9. soln G 
Steuerberechtigte sine 


(J Die Gemeinden find berechtigt, eine Grundvermögenſteuer als Gerétfnietét zu erheben. Für 
die Verwaltung dieſer Steuer gilt das Steuergrundgeſetz. 


(2) Die Gemeinde erhebt die Steuer von dem in ihrem Gebiet gelegenen Grund beſitz. 


i (3) Für gemeindefreien Grundbeſitz und für Grundbeſitz in Gutsbezirken trifft der Senat die 
näheren Beſtimmungen über die Erhebung der Steuer, 


m6 go 
Grund beſitz 

Grundbeſitz iſt: 

1. das land- und forſtwirtſchaftliche Vermögen (88 28 bis 47 des Bewertungsgeſetzes), 

2 das Grundvermögen (88 48 bis 51 des Bewertungsgeſetzes), | 

3. das Betriebsvermögen, joweit es in Betriebsgrundftüden beiteht (8 55 des Besen 
gefeges). 

ep EEE eA BR S 
—— adu find, ſoweit fie fih auf das Inland erſtrecken: 
1. die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebe ($$ 29, 44, 46, 47 des Bewertungsgeſetzes). 


Den land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben ſtehen im Sinne dieſes Geſetzes die im § 55 
Abſatz 1 Ziffer 2 des Bewertungsgeſetzes bezeichneten Betriebsgrundſtücke gleich; 
2. die Grundſtücke (§ 48 des Bewertungsgeſetzes). Den Grundſtücken ſtehen im Sinn dieſes 


Geſetzes die im § 55 Abſatz 1 Ziffer 1 des Bewertungsgeſetzes bezeichneten „ 
gleich. 


8 4 i 


Befreiungen 
Von der Grundvermögenſteuer ſind befreit: 


1. Grundbeſitz der Freien Stadt Danzig, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, wenn 
een von dem Eigentümer für einen öffentlichen Pen post Berane benußt 
wit 

2. Grunbbefi$ 

a) der Freien Stadt Danzig, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbands, 

b) einer inländiſchen Körperſchaft, Perſonenvereinigung oder Vermögensmaſſe, die nach der 
Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung und nach ihrer tatſächlichen Geſchäftsführung 
ausſchließlich und unmittelbar mildtätigen Zwecken dient, 

wenn der Grundbeſitz von dem Eigentümer für mildtätige Zwecke benutzt wird; 

3. Grundbeſitz eines vom Senat anerkannten Sportvereins, der von ihm für ſportliche Zwecke 
benutzt wird, unter den Bedingungen, die der Senat beſtimmt; 

4. a) e der dem Gottesdienſt einer öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaft gewid⸗ 

met tt; 

b) Grundbeſitz einer öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaft oder einer anderen Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts, der von der Religionsgeſellſchaft für Zwecke der religiöſen Ante 
weiſung benutzt wird; 

c) Grundbeſitz einer öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaft oder einer anderen Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts, der von der Religionsgeſel Iſchaft für ihre Verwaltungszwecke be⸗ 
nutzt wird; 

5. Grundbeſitz einer der unter den Ziffern 1 bis 4a genannten Körperſchaften, ef nde 
gungen, Vermögensmaſſen oder Verbände, der von einer anderen derartigen Körperſchaft, 
Perſonenvereinigung, Vermögensmaſſe oder einem anderen derartigen Verband für ihre, nach 

den Ziffern 1 bis 4 begünſtigten Zwecke benutzt wird; 

6. Grundbeſitz, der für Zwecke der Wiſſenſchaft, der Erziehung und des Untertichts benutzt wird 
und nicht bereits nach den vorſtehenden Vorſchriften befreit iſt, wenn anerkannt iſt, daß der 

Benutzungszweck im Rahmen der ſtaatlichen Aufgaben liegt. Der Senat ſpricht die Aner⸗ 

kennung aus. Der Anerkennung bedarf es nicht bei Hochſchulen und bei ſolchen Schulen oder 
Erziehungsanſtalten, deren Träger die Freie Stadt Danzig, eine Gemeinde oder ein Ge⸗ 
meindeverband iſt. Wird der Grundbeſitz nicht von dem Eigentümer für die bezeichneten 
Zwecke benutzt, ſo tritt Befreiung nur ein, wenn der Sa eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts iſt; i 

7. Grundbeſitz, der für die Zwecke einer gemäß § 17 Abſatz 7 b Stelekanp fung ge es als 
gemeinnützig anerkannten Krankenanſtalt benutzt wird und nicht bereits nach den vorſtehenden 
Vorſchriften befreit iſt; 

8. a) die dem öffentlichen Verkehr dienenden atv. Wege, Plätze, Brücken, künſtlichen Waſſer⸗ 

läufe, Häfen und Schienenwege; 

b) das Rollfeld der Verkehrsflughäfen; 

e) die fließenden Gewäſſer (Ströme, Flüſſe, Bäche), die deren Abfluß en ee 
becken und die im Eigentum der Freien Stadt Danzig, einer Gemeinde oder eines Ge- 
meindeverbandes ſtehenden Seen und Teiche; 

d) die im Intereſſe der Ordnung und Verbeſſerung der Waſſer⸗ und Bodenverhältniſſe 
unterhaltenen Einrichtungen der öffentlich⸗rechtlichen Waſſer- und Bodenverbände und 
die im öffentlichen Intereſſe ſtaatlich unter Schau geſtellten Privatdeiche; 

e) die Beſtattungsplätze; 

9. Grundbeſitz eines fremden Staats, der für Zwecke von diplomatiſchen Vertretungen oder 
Konſulaten dieſes Staates breit wird, wenn ar gewährt wird. 8 


81500 i À 
Steuerpflicht bet nr Su Wohnzwecken Fe 


Grundbeſitz, der Wohnzwecken dient, iſt nicht als für einen der nach 8 4 Ziffern 1. bis 7 be⸗ 
günſtigten Zwecke benutzt anzuſehen; das gleiche gilt auch für die zugehörigen Hofräume und Haus⸗ S 
gärten. Den begünftigten Zwecken dienen jedoch und ſind deshalb unter den weiteren Voraus sſetzungen 
des § 4 befreit: 
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1. die Kaſernen⸗ und Lagerunterkünfte der Schutz⸗ und Landespolizei, der Gendarmerie, der 
Hafenpolizei und des ſonſtigen Schutzdienſtes der Freien Stadt Danzig und des Danziger 
Hilfsdienſtes, 

2. die gemeinſchaftlichen Wohnräume 

a) in Jugendherbergen, 
b) in Schulungslagern und Erziehungsanſtalten; 
3. die Wohnräume 
der hilfsbedürftigen Perſonen in den Gebäuden, die wegen Benutzung für mildtätige 
Zwecke befreit ſind (§ 4 Ziffern 2 und 5); 

4. Räume, in denen ſich Perſonen für die Erfüllung der begünſtigten Zwecke ſtändig bereit halten 
müſſen (Bereitſchaftsräume), wenn fie nicht zugleich die Familienwohnung des Inhabers dar⸗ 
ſtellen. 

§ 6 
Ergänzungen zu §§ 4 und 5 

(1) Die Befreiung tritt nur ein, wenn der Steuergegenſtand für die im § 4 bezeichneten Zwecke 
Unmittelbar benutzt wird. 

(2) Dient der Steuergegenſtand auch anderen Zwecken und wird für die ſteuerbegünſtigten Zwecke 
ein räumlich abgegrenzter Teil des Steuergegenſtands benutzt, ſo iſt nur dieſer Teil befreit. 

(8) Dient der Steuergegenſtand oder ein Teil des Steuergegenſtands ſowohl ſteuerbegünſtigten 
als auch anderen Zwecken, ohne daß eine räumliche Abgrenzung für die verſchiedenen Zwecke möglich 
iſt, ſo iſt der r oder der Teil nur befreit, wenn die et gte Zwecke überwiegen. 


8 7 
Steuerſchuldner 

(1) Schuldner der Grundvermögenſteuer iſt: 

1. der Eigentümer oder, wenn der Steuergegenſtand ein grundſtücksgleiches Recht iſt, der Be⸗ 

rechtigte, 

2. wenn die Betriebsmittel oder Gebäude eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebs (8 3 
Ziff. 1) einem anderen als dem Eigentümer des Grund und Bodens gehören, der Eigen⸗ 
tümer des Grund und Bodens für den geſamten Betrieb, 

3. im Fall des Erbbaurechts oder des Erbpachtrechts der Berechtigte für den Grund und 
Boden und, wenn dieſer bebaut iſt, auch für die darauf ſtehenden Gebäude. 

(2) Gehört der Steuergegenſtand mehreren, ſo ſind ſie Geſamtſchuldner. 

(3) Iſt der Steuergegenſtand bei der Feſtſtellung des Einheitswerts ($ 11) auf Grund des 8 11 
des Steueranpaſſungsgeſetzes einem anderen als dem Eigentümer (bei grundſtücksgleichen Rechten: 
einem anderen als dem Berechtigten) zugerechnet worden, ſo iſt der andere an Stelle des suis 
(Berechtigten) Steuerſchuldner im Sinne der Abſätze 1 und 2. 


8 8 
i Perſönliche Haftung 
Neben dem Steuerſchuldner haften als Geſamtſchuldner: 
1. der Nutznießer und der Nießbraucher, 
2. wenn die Betriebsmittel oder Gebäude eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebs einem 
anderen als dem Eigentümer des Grund und Bodens gehören, der Eigentümer der er 
mittel oder Gebäude für den auf dieſe entfallenden Steuerbetrag. 
N § 9 
Dingliche Haftung 
Die Grundvermögenſteuer ruht auf dem Steuergegenſtand als He Salts 
Abſchnitt II 
Berechnung der Grundver R 
Unterabſchnitt 1 
Veranlagungszeitraum 
8 10 


Die Feſtſetzung der San eber (Veranlagung) wird für das Rechnungsjahr (1. April 
bis 31. März) vorgenommen. 


| 
| 
| 
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Unterabſchnitt 2 
Maßgebender Wert 
8 11 
Beſteuerungsgrundlage 
Für die Beſteuerung iſt der Einheitswert maß gebend, der nach den Vorſchriften des Bewertungs⸗ 
geſetzes für den Steuergegenſtand feſtgeſetzt worden iſt. 
§ 12 
Zerlegung der Beſteuerungsgrundlage 
Erſtreckt ſich der Steuergegenſtand über mehrere Gemeinden, ſo iſt in jeder Gemeinde der Teil des 
Einheitswerts der Veranlagung zu Grunde zu legen, der nach dem gemäß § 27 des Bewertungsgeſetzes 
ergangenen Beſcheid auf ſie entfällt. 
§ 13 
Veranlagung nach einer Hauptfeſtſtellung 
(1) Der Veranlagung ijt zu Grunde zu legen derjenige Einheitswert, der auf den letzten vor 
Beginn des Rechnungsjahrs liegenden Hauptfeſtſtellungszeitpunkt feſtgeſtellt iſt. 
(2) Liegt zwiſchen dem letzten Hauptfeſtſtellungszeitpunkt und dem Beginn des Rechnungsjahrs 


ein Zeitraum von weniger als 5 Vierteljahren, ſo iſt zu Grunde zu legen derjenige Einheitswert, der 
auf den vorletzten vor Beginn des Rechnungsjahrs liegenden Hauptfeſtſtellungszeitpunkt feſtgeſtellt iſt. 


(3). Entſprechendes gilt für die anderen im Einheitswertbeſcheid getroffenen Feſtſtellungen. 


8 14 
Veranlagung nach einer „%% 

Im Falle einer Fortſchreibung des Feſtſtellungsbeſcheids über einen Einheitswert (§ 211a des 
Steuergrundgeſetzes) wird der neuen Veranlagung der Einheitswert zu Grunde gelegt, der auf den 
letzten vor dem Beginn des Rechnungsjahrs liegenden Fortſchreibungszeitpunkt (§ 22 Abſ. 2 des Bee 
wertungsgeſetzes) feſtgeſtellt worden tt. Entſprechendes gilt für die anderen im Fortſchreibungsbeſcheid 
getroffenen Feſtſtellungen. 

§ 15 
Veranlagung nach einer Nachfeſtſtellung 

Im Fall einer Nachfeſtſtellung des Einheitswerts (§ 23 des Bewertungsgeſetzes) wird der Ver⸗ 
anlagung der Einheitswert zu Grunde gelegt, der auf den letzten vor dem Beginn des Rechnungsjabrs 
liegenden Nachfeſtſtellungszeitpunkt feſtgeſtellt worden iſt. Entſprechendes gilt für die anderen im Nach⸗ 
feſtſtellungsbeſcheid getroffenen Feſtſtellungen. 

3% 
Ende der Steuerentrichtung 

(1) Die Steuerpflicht für den ganzen Steuergegenſtand fällt weg, wenn dieſer untergeht oder für 
ihn ein Befreiungsgrund (88 4 bis 6) eintritt. Bei Wegfall der Steuerpflicht für den ganzen Steuer⸗ 
gegenſtand iſt die Steuer bis zum Schluß des laufenden Kalendervierteljahrs zu entrichten. Die Steuer 
iſt jedoch mindeſtens bis zum Schluß des Kalendervierteljahres zu entrichten, in dem der Antrag auf 
Freiſtellung von der Steuer (§ 212 des Steuergrundgeſetzes) geſtellt worden ijt: 

(2) Für einen Steuergegenſtand, der mit einem andern Steuergegenſtand verbunden wird und da⸗ 


durch die Eigenſchaft als wirtſchaftliche Einheit oder Untereinheit verliert, hat der bisherige Steuer⸗ 
pflichtige die Steuer bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres zu entrichten. 


Unterabſchnitt 3 
Feſtſetzung der Grundver mögenſteuer 
A EUR 

Hebeſatz 


Der Jahresbetrag der Steuer wird nach einem Tauſendſatz des Einheitswerts oder des auf die 
Gemeinde entfallenden Teils des Einheitswerts (§ 12) berechnet (Hebeſatz). 
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$ 18 i 
Geltungsdauer des Hebeſatzes 
Der Hebeſatz wird von der Gemeinde durch Gemeindebeſchluß (Steuerordnung) feſtgeſetzt. Er 
kann für ein volles Rechnungsjahr oder für mehrere volle Rechnungsjahre oder für unbeſtimmte Zeit 
feſtgeſetzt werden. Der für unbeſtimmte Zeit feſtgeſetzte Hebeſatz gilt ohne weiteres für ein ſpäteres 
Rechnungsjahr, wenn nicht vor dem Beginn dieſes Rechnungsjahrs eine Abänderung beſchloſſen ijt. 


8 19 
Einheitlichkeit des Hebeſatzes 
Der Hebeſatz muß für alle in der Gemeinde gelegenen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betriebe (§ 3 
Ziff. 1) einheitlich ſein; das gleiche gilt von dem Hebeſatz für die in der Gemeinde gelegenen Grund⸗ 
ſtücke ($ 3 Ziff. 2). Jedoch kann der Hebeſatz für die land -und forſtwirtſchaftlichen Betriebe von 
dem Hebeſatz für die Grundſtücke abweichen; der Senat kann beſtimmen, in welchem Verhältnis die 
Hebeſätze zueinander ſtehen müſſen. 
§ 20 
Genehmigung der kommunalen Aufſichtsbehörde 
Die gemäß § 18 beſchloſſenen Steuerordnungen bedürfen einer Genehmigung durch die Auf⸗ 
ſichtsbehörde nach dem Kommunal⸗Abgabengeſetz inſoweit, als der Hebeſatz eine vom Senat zu beſtim⸗ 
mende Grenze überſteigt oder der für das laufende Rechnungsjahr geltende Hebeſatz nachträglich er⸗ 
höht werden ſoll. 
§ 21 
Veranlagungsbeſcheid i 
Uber die Höhe der Grundvermögenſteuer iſt ein ſchriftlicher Steuerbeſcheid zu erteilen. Die Ge⸗ 
meindebehörde iſt befugt, die Steuerbeſcheide durch öffentliche Bekanntmachung zu erſetzen. 
Abſchnitt III 
Entrichtung der Grundvermögenſteuer 
§ 22 
: Fälligkeit 
rack) Die Grundvermögenſteuer wird mit je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Mai, 
15. Auguſt, 15. November und 15. Februar fällig. 
(2) Durch die Steuerordnung können andere Fälligkeitstage beſtimmt werden. 
: § 23 
i 
Der Steller ſchülldner hat bis zur Bekanntgabe eines neuen Steuerbescheid à zu Sein Heitpunkten, die 


für ihn nach der bisherigen Zahlungsweiſe (§ 22) in Betracht kommen, entſprechende Vorauszahlungen 


unter Zugrundelegung der zuletzt feſtgeſetzten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 


8 24 
Abrechnung über die Vorauszahlungen 
(1) Iſt die Summe der Vorauszahlungen, die bis zur Bekanntgabe des neuen Steuerbeſcheids zu 
entrichten waren ($ 23), kleiner als die Steuerſchuld, die ſich nach dem bekanntgegebenen Steuerbeſcheid 
für die vorangegangenen Fälligkeitstage ergibt (8 22), fo iſt der Unterſchiedsbetrag innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids zu entrichten (Nachzahlung). Die Verpflichtung, rück⸗ 
ſtändige Vorauszahlungen ſchon früher zu entrichten, bleibt unberührt. 


(2) Iſt die Summe der Vorauszahlungen, die bis zur Bekanntgabe des neuen Steuerbeſcheids 


entrichtet worden ſind, größer als die Steuerſchuld, die ſich nach dem bekanntgegebenen Steuerbeſcheid 


für die vorangegangenen Fälligkeitstage ergibt, fo wird der Anterſchiedsbetrag nach N des 


Steuerbeſcheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 
(3) Die Abſätze 1 und 2 gelten entſprechend, wenn die Veranlagung durch einen neuen Beſcheid 
(. B. Berichtigungsveranlagung, „„ mit ads Kraft geändert wird. 


25 ROBE 74 gm 
Noche Ge bet Steuer 


Hatte der Steuerſchuldner bis zur Bekanntgabe der Jahresſteuerſchuld keine Vorauszahlungen nach 
§ 23 zu entrichten, fo hat er die Steuerſchuld, die ſich nach dem bekanntgegebenen Steuerbeſcheid für 


die vorangegangenen Fälligkeitstage an co = ed- eines Bono nach Bekanntgabe des = 


Steuerbeſcheids zu entrichten. 
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Abſchnitt IV 
Abergangs⸗ und Sfģlukvorjidriften 


$ 26 
: Neuhausbeſitz 

Die durch § 2 Ziffer 1 des Geſetzes über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungs⸗ 
baues vom 9. Dezember 1925 (G. Bl. S. 329) und durch die 88 3 und 6 des Geſetzes zur Förde⸗ 
rung des Wohnungsbaues vom 8. April 1936 (G. Bl. S. 165) in der Faſſung der Verordnungen 
vom 29. Dezember 1936 und 14. Dezember 1937 (G. Bl. 1937 S. 5 und S. 557) ſowie auf Grund 
des Geſetzes vom 8. 1. 1926 zur Anderung des Kommunal⸗Abgabengeſetzes in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom Januar 1931 (G. Bl. S. 18 und 784) gewährten Steuerbefreiungen und ⸗Erleichte⸗ 
rungen werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


§ 27 
Steuervergünſtigung für abgefundene Kriegsbeſchädigte 

(1) Der Veranlagung des Grundbeſitzes ſolcher Kriegsbeſchädigten oder ſolcher Witwen von 
Kriegsbeſchädigten, die zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen Stärkung ihres Grundbeſitzes eine Ka⸗ 
pitalabfindung auf Grund des Danziger Verſorgungsgeſetzes oder auf Grund des Kapitalabfindungs⸗ 
geſetzes vom 26. Juli 1918 (Reichsgeſetzblatt S. 994) erhalten haben, iſt der um die Kapitalabfindung 
verminderte Einheitswert zu Grunde zu legen. Die Vergünſtigung wird nur ſolange gewährt, als die 
Verſorgungsgebührniſſe wegen der Kapitalabfindung in der geſetzlichen Höhe gekürzt werden. 

(2) Fallen die Vorausſetzungen für die Vergünſtigung weg, ſo iſt mit Wirkung vom Beginn des 
folgenden Rechnungsjahres an der Veranlagung der volle Einheitswert zu Grunde zu legen. 


§ 28 
Erſtmalige Anwendung des Geſetzes 
Das Geſetz ijt erſtmalig auf die Grundvermögenfteuer für das am 1. April 1938 beginnende 
Rechnungsjahr anzuwenden. 
Artikel II 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt 
das Grundvermögenſteuergeſetz vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. 1935 S. 6) in der zur Zeit geltenden 
Faſſung außer Kraft. 


Danzig, den 1. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 6621 Sdh. 5 Greiſer Dr. Hoppenrath 


ierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für Reiter e de Pele dit Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Fi. Bean fe 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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